
 

BEBAUUNGSPLAN NR. 193/III 
„GESUNDHEITSPARK LEVERKUSEN“ 

Ergebnisse 
der öffentlichen Auslegung gemäß 

§ 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß

§ 4 (2) BauGB

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes erfolgte vom 04.05.2015 bis 
11.06.2015. 

Die Beteiligung der Ämter und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB erfolgte parallel im gleichen Zeitraum.  

Vorbemerkung: 

Entsprechend derzeitiger Rechtsprechung ist alleine der Rat ermächtigt über die 
im Verfahren eingegangenen Äußerungen und Stellungnahmen zu entscheiden. 
Dies erfolgt mit dem Satzungsbeschluss am Ende des Verfahrens. Der 
Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen empfiehlt dem Rat, den durch 
die Verwaltung vorgeschlagenen Beurteilungen der Äußerungen zu folgen. 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung zur 8. Änderung des Flächennutzungspla-
nes und zum Bebauungsplan Nr. 193/III „Gesundheitspark Leverkusen“ sind von 
der Öffentlichkeit 3 Äußerungen eingegangen. Im Rahmen der Beteiligung nach § 
4 (2) BauGB haben sich 11 Träger öffentlicher Belange zu dem Verfahren 
geäußert. Davon haben 8 das Planverfahren lediglich zur Kenntnis genommen, 
bzw. erklärt nicht betroffen zu sein. 
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II/A: Äußerungen der Öffentlichkeit 

A 1: Ingrid und Siegfried Welling, Tanja Welling vom 09.06.2015 
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Stellungnahme der Verwaltung 

zu 1): 
Wie die Einwender schon richtig schreiben, verursacht die Planung keine 
Verkehrszunahme und keine Steigerung der Lärmbelastung. Durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes ist eine Expansion des Klinikums nur noch 
in begrenztem Umfang möglich und kann sich nur auf wenige Bereiche 
erstrecken. Ohne Planung könnte theoretisch eine Bebauung des gesamten 
Gesundheitsparkes nach § 34 BauGB genehmigt werden und damit eine 
Verkehrszunahme verursachen, wie sie mit der vorliegenden restriktiven Planung 
nicht möglich ist. 

Dass im Bestand bereits hohe Lärmbelastungen vorliegen, wird nicht bestritten. 
Diese hohen Lärmbelastungen resultieren aber nur zum Teil aus dem 
Klinikverkehr und können nicht dem Bebauungsplan angelastet werden. Die 
Lärmwerte erreichen sowohl am Karl-Carstens-Ring als auch an der 
Sauerbruchstraße nicht die Schwelle der sog. Sanierungswerte, ab der die Stadt 
unabhängig vom Bebauungsplan tätig werden müsste. 

zu 2): 
Die Planung verursacht keine relevante Verkehrszunahme. Der Anteil des 
Klinikumverkehrs am Gesamtverkehr ist nicht relevant.  

zu 3):
Die Reduzierung der Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h auf 50 km/h ist 
sicherlich eine sinnvolle Maßnahme, die allerdings nicht im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens geregelt werden kann.  

zu 4): 
Der zentrale Wald, der im Landschaftsschutzgebiet liegt, stellt eine "Tabufläche" 
dar, sie ist vom Bebauungsplan nicht erfasst. Eine dauerhafte Erschließung über 
die Gustav-Heinemann-Straße ist nicht Ziel der Planung.  

zu 5): 
Gemäß Bebauungsplan können alle erforderlichen Stellplätze innerhalb des 
Plangebietes untergebracht werden. Der Bau von Tiefgaragen ist grundsätzlich 
möglich. Eine Verpflichtung des Klinikums zum Bau der erforderlichen Stellplätze 
entsteht über die jeweiligen Baugenehmigungen, in denen der Stellplatznachweis 
erfolgen muss. Zusätzliche Regelungen sind nicht erforderlich. 

zu 6): 
Der Hubschrauberlandeplatz ist im Bebauungsplan nicht mehr dargestellt, da das 
Klinikum von einer Realisierung Abstand genommen hat.  
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zu 7):
Im Rahmen der Baugenehmigungen auf dem Klinikgelände musste der 
Lärmschutz jeweils gutachterlich nachgewiesen werden. Die Grenzwerte sind hier 
eingehalten. Anderweitige oder frühere B- Planverfahren sind hier nicht 
Gegenstand der Abwägung. Entscheidend ist, ob durch die in Rede stehende 
Planung Verkehrszunahmen ausgelöst werden, welche die Wohnumgebung 
zusätzlich beeinträchtigen. Dies ist nicht der Fall. Die prognostizierten geringen 
Verkehrszunahmen haben nicht den Stellenwert, dass eine nachhaltige Erhöhung 
der Lärmpegel zu erwarten ist. Nähergelegene Wohngebäude der Straße „Am 
Dhünnberg“ wurden gutachterlich erfasst. Der zu erwartende Immissionspegel 
bleibt deutlich unter den Immissionsrichtwerten zurück.  

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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 A 2: Benedikt Rees vom 10.06.2015 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, die Kliniken in Leverkusen und insbesondere 
den Gesundheitspark als umfassende Gesundheitsdienstleister zu erhalten und 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Erweiterungs- und Entwicklungs-
möglichkeiten eines herausragenden Anbieters in der Region zu schaffen. Der 
Erhalt des vorhandenen Gesundheitsparks einschließlich seiner künftigen 
Entwicklungsmöglichkeiten wurde daher höher gewichtet als der Erhalt einzelner 
Grünstrukturen.  

Es darf nicht verkannt werden, dass ohne Bebauungsplan das gesamte 
Klinikgelände nach § 34 BauGB (planungsrechtlicher Innenbereich) weiter 
entwickelt werden könnte. Im Rahmen des Bebauungsplanes wurden wertvolle 
Grünstrukturen ermittelt und festgesetzt, so dass diese einer baulichen 
Entwicklung entzogen werden. Die getroffenen Festsetzungen wurden in 
Abstimmung mit den Fachgutachtern und den Fachämtern der Stadt Leverkusen 
getroffen.  

Hinweis: 
Der Antragsteller zitiert Textauszüge (Erhebungsdaten) aus dem Umweltbericht 
und dem Gutachten „Belange des Natur- und Artenschutzes sowie der 
Grünordnung“ (Sven Peuker 2013/ 2014). Auswertungen und Abwägungen im der 
Begründung zum Bebauungsplan (Teil A Kapitel 4, 5 – Teil B – Umweltbericht) 
werden nicht oder fachlich unzureichend wiedergegeben. Die städtebauliche 
Abwägung und der Gesamtzusammenhang des Umweltberichtes werden nicht 
erkannt. Infolge dessen macht der Antragsteller rechtliche Bedenken 
(methodische Fehler bzw. Abwägungsfehler geltend). Diese treffen nicht zu. 

Gemäß § 1 a Abs. 3 Satz 6 BauGB sind Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des § 
15 Abs. 3 BNatSchG nicht erforderlich, sofern die Eingriffe bereits vor der 
planerischen Entscheidung zulässig waren. Da das Plangebiet als planungsrecht-
licher Innenbereich einzustufen ist, sind Eingriffe im gesamten Plangebiet 
zulässig, ohne dass ein naturschutzrechtlicher Ausgleich erfolgen muss. 

Dennoch wurden umfangreiche Festsetzungen im Bebauungsplan getroffen, die 
dem Erhalt und der Entwicklung wertvoller Grünstrukturen dienen und die weit 
über das Maß dessen hinausgehen, was rechtlich erforderlich ist. 

zu 1): 
Während der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes konnte die 
Öffentlichkeit Einsicht in die Planunterlagen nehmen. Auch lagen alle Gutachten 
zur Einsichtnahme aus. Diese sind i.d.R. nicht Bestandteil der Vorlagentexte, 
sondern fließen in die Begründung ausführlich mit ein.  

zu 2.1):
Das Plangebiet wurde bislang nach § 34 BauGB als Innenbereich eingestuft, d.h. 
Vorhaben waren zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der Bebauung in die 
Umgebung einfügten. Mit dem Bebauungsplan werden nun 
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überbaubare und nicht überbaubare Flächen verbindlich geregelt. Im Ergebnis 
kann nach Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes weniger bebaut und 
versiegelt werden als nach § 34 ohne Bebauungsplan ggf. möglich wäre. Der 
Bebauungsplan sichert die vorhandenen wertvollen Grünstrukturen und 
ermöglicht nur  bedingt Erweiterungen / Anbauten, im Wesentlichen handelt es 
sich hierbei um Erweiterungen bzw. Modifizierungen vorhandener Gebäudeteile. 
Der Untersuchungsraum der Artenschutzprüfung umfasste 22,75 ha. Die 14,0528 
ha Untersuchungsraum der Bestandserfassung und Bewertung entsprechen dem 
ursprünglichen Geltungsbereich. Nach Verkleinerung des Geltungsbereiches 
umfasste der Grünordnungsplan, dem B-Plan entsprechend 12,8381 ha. 

zu 2.2): 
Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich (§ 34 BauGB). Daher ist gemäß § 1 
a Abs. 3 Satz 6 BauGB die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nach § 15 Abs. 
3 BNatSchG nicht anzuwenden. Unabhängig davon wurden im Bebauungsplan 
Maßnahmenflächen für den Artenschutz nach Artenschutzrecht festgesetzt. Der 
zentrale Klinikpark innerhalb des Plangebietes wird als private Grünfläche 
ausgewiesen und durch diese Festsetzung im Bebauungsplan langfristig 
gesichert. Die Fläche ist damit in Zukunft einer Bebauung entzogen. 

zu 2.3): 
Es wurden eine umfangreiche Artenschutzprüfung durchgeführt und erforderliche 
Maßnahmen für den Artenschutz im Bebauungsplan festgesetzt. Die Umsetzung 
weiterer Maßnahmen soll in einem städtebaulichen Vertrag gesichert werden, der 
zwischen der Stadt Leverkusen und dem Grundstückseigentümer geschlossen 
wird.  

Eine durchgeführte Artenschutzuntersuchung (Sven Peuker: Belange des Natur- 
und Artenschutzes sowie der Grünordnung – Bestandserfassung und Bewertung 
der Biotoptypen einschl. Gehölzkartierung sowie Untersuchung der planungsrele-
vanten Tierarten, Leverkusen 2013) kam zu dem Ergebnis, dass unter 
Einbeziehung der Maßnahmen der Vermeidung und des Risikomanagements 
eine Beeinträchtigung des vorgefundenen Arteninventars einschl. der 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Populationen nicht zu erwarten ist 
und Verbotstatbestände gem. § 44 Abs.1 Nr.1 bis 3 BNatSchG sicher 
ausgeschlossen werden können  

Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan und weiteren Maßnahmen 
(Ausgestaltung von Fassaden, Glasflächen und Dächern bei Gebäudeerweiterun-
gen, Errichtung von Fledermauskästen im Plangebiet, Geschwindigkeitsbegren-
zung auf der Nordumfahrung, Schutz gegen Lichtwirkungen...), die im Rahmen 
eines städtebaulichen Vertrags mit dem Klinikum gesichert werden sollen, findet 
eine vollumfängliche Berücksichtigung des Arten- und Naturschutzes statt. 

Für die planungsrelevanten Vogelarten wurden innerhalb des Plangebietes der 
Mäusebussard (Status: GA - Schutz: §§ - Erh./ATL: G) 2011 nur im Überflug und 
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2013 mit Ruheplatz im Gebiet, der Mittelspecht (2014) (Status: B/S - RL-D: V - 
RL-NRW: V - RL-NRBU: 3, Schutz: §§ - VS-RL Anh.I, Erh./ATL: G) als Brutvogel 
an der Dhünn und Nahrungsgast im Park, der Sperber (Status: GA/B - RL-D: - 
RL-NRW: - RL-NRBU: V, Schutz: §§, Erh./ATL: G) als Brutvogel, der Turmfalke 
(Status: BV - RL-D: - RL-NRW: VS RL-NRBU: VS, Schutz: §§, Erh./ATL: G) mit 
Brutverdacht im Gebiet sowie unmittelbar angrenzend hierzu, der Eisvogel 
(Status: GA - RL-NRBU: 3S  - Schutz: §§, VS-RL Anh.I - Erh./ATL: G) als 
Nahrungsgast und der Rotmilan (Status: Ü/BV - RL-D: V - RL-NRW: 3 - RL-
NRBU: 2, Schutz: §§ - VS-RL Anh.I, Erh./ATL: S) 2011/12 im Überflug und mit 
Beobachtung brutverdächtigen Verhaltens im westlich angrenzenden Wald 
(jedoch 2013/14 mit keiner weiteren Beobachtung) erfasst. Der Graureiher 
(Status: GA - RL-NRBU: *S - Schutz: §§ - Erh./ATL: G) ist Nahrungsgast an der 
Dhünn. Der Grünspecht ist Brutvogel im Gebiet jedoch in NRW nicht 
planungsrelevant (streng geschützt). 

Mit dem Vorkommen der Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und der 
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) innerhalb des Gesundheitsparks wird 
die naturschutzfachliche Bedeutung der Restwald- und Altholzbestände, aber 
auch der in 2011/2012 neu angelegten Wildwiesen belegt. Die Arten sind streng 
geschützt und in NRW planungsrelevant. Ihr Erhaltungszustand wird in NRW mit 
„günstig“ bewertet. 

Die herausragende Bedeutung des von geringer Fließgeschwindigkeit 
gekennzeichneten, naturnahen Fließgewässerabschnittes der Dhünn im Bereich 
östlich des Klinik-Hauptgebäudes zeigt sich durch den Nachweis weiterer 
Fledermausarten wie die Mopsfledermaus (Barbastella barbastellus -RLD/NRW 1 
0) vom Aussterben bedroht, FFH Anh. II+IV), der Große Abendsegler (Nyctalus 
noctula -RLD 3=gefährdet, FFH Anh. IV), die Mückenfledermaus (Pipistrellus 
pygmaeus -FFH Anh. IV), die Nymphenfledermaus (Myotis alcathoe -RLD 1 vom 
Ausstreben bedroht, FFH Anh. IV) oder die Wasserfledermaus (Myotis 
daubentonii -FFH Anh. IV).

zu 2.4): 
Die potentiellen Eingriffe in das FFH-Gebiet wurden im Rahmen der FFH-
Vorprüfung vollumfänglich erfasst und bewertet. Die Verträglichkeit der Planung 
mit den Schutzzielen des FFH-Gebietes wurde nachgewiesen. Der Gutachter 
kommt zum Ergebnis, dass erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgebiet 
sicher ausgeschlossen werden können. 

Als Grundlage der Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG liegt die FFH-
Voruntersuchung für das FFH-Gebiet „Dhünn und Eifgenbach“ (DE-4809-301) 
zum Bebauungsplan Nr. 193/III „Gesundheitspark Leverkusen“ vor (PEUKER 
2014). - Ergebnis: Im relevanten Abschnitt des FFH-Gebietes DE-4809-301 
„Dhünn und Eifgenbach“ sowie im weiteren Umfeld des Vorhabens (innerhalb 
eines 300m Radius) bestehen keine für die Ausweisung des Gebietes 
bedeutsamen oder weiteren Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH-Richtlinie, 
sodass Beeinträchtigungen auszuschließen sind. Hinsichtlich der für die 
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Ausweisung des Gebietes ausschlaggebenden (Flussneunauge), bedeutungsvol-
len (hier: Groppe, Lachs, Bachneunauge) und weiteren wertbestimmenden Arten 
(Fledermäuse, Eisvogel, Mittelspecht, Wasseramsel) gem. Anhang II bzw. IV der 
FFH-Richtlinie sind erhebliche Beeinträchtigungen unter Berücksichtigung 
nachstehender Hinweise zu Maßnahmen auszuschließen: 

- eine Bauzeitenregelung, die Arbeiten während der Brut- und Wochenstuben-
zeit ausschließt

- eine Umweltbaubegleitung bzw. ökologische Baubegleitung (insbesondere,
dann wenn Arbeiten auch innerhalb der Brut- und Wochenstubenzeit erfolgen
sollen)

- der Gewässerschutz gegenüber Stoffeinträgen während der Bauzeit;
- die Verwendung von „Sichtbarem Glas“ gegen Vogelschlag;
- die Beschränkung der Höchstgeschwindigkeit auf 15 km/h im Bereich der

Nordumfahrung, die Umsetzung der Hinweise zu Maßnahmen gegen
Lichteinwirkungen; Vorhaben, die zur Ermittlung von Summationseffekten
heranzuziehen sind bestehen nicht.

Klimaökologische Aspekte wurden zusammenfassend im Umweltbericht 
behandelt, insbesondere die Bedeutung der Dhünnaue als Luftleitbahn zur 
Verbesserung des Stadtklimas. 

zu 2.5): 
Die Einleitungsmengen in die Dhünn werden durch den Bebauungsplan 193/III 
nicht vergrößert. Vielmehr soll durch geeignete Rückhaltemaßnahmen 
(Stauraumkanal DN 1000 von 42 m Länge, Dachbegrünung in der Größe der 
Fläche der vorhandenen Palliativstation) der Abfluss aus dem Kanalsystem und 
somit die Einleitungsmenge in die Dhünn auf das bisher erlaubte Maß begrenzt 
werden. Planungsrechtlich kann dieses Ziel nicht gesichert werden. Im Zuge 
folgender baulicher Erweiterungen sind jedoch entsprechende Maßnahmen zur 
Rückhaltung nachzuweisen, näheres regelt der städtebauliche Vertrag  

zu 2.6): 
Es trifft nicht zu, dass die Nordumfahrung erweitert werden soll. Vielmehr leistet 
der Bebauungsplan einen Beitrag dazu, dass langfristig die Stellplätze nördlich 
der Nordumfahrung zurück gebaut werden, um einen durchgehenden 
Uferrandstreifen entlang der Dhünn naturnah zu entwickeln. Ferner sind  bei 
Eingriffen in die Flächen die Maßnahmen des Grünordnungsplans  nachzuhalten. 

zu 2.7):
U.a. dient die Maßnahme „Baumpark“ der Entwicklung zusätzlicher Wildwiesen 
und zugleich der Sicherung des Parkbaumbestandes. Fledermaus-quartiere 
werden umfänglich geschaffen. Verbindlichkeit erlangen die Maßnahmen über 
den städtebaulichen Vertrag. Der allgemeine Brutvogelschutz mittels 
Neuinstallation oder Unterhaltung künstlicher Nisthilfen für Allerweltsarten bzw. 
nicht planungsrelevante Arten mit landesweit günstigem Erhaltungszustand kann 
dem Eigentümer bzw. Betreiber des Klinikums rechtlich nicht zwingend auferlegt 
werden. Es sei darauf verwiesen, dass das Klinikum bereits in der 
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Vergangenheit seinen Bestand an Nisthilfen gepflegt hat und dies mit Hilfe 
engagierter Mitglieder der Naturschutzverbände auch weiterhin beabsichtigt. 

zu 2.7) und 3):
Das B-Plan-Verfahren ermöglichte eine detaillierte Planung nach genauer 

Konfliktanalyse. Zahlreiche Varianten für PKW-Stellplatzlösungen wurden 

geprüft. Das Ergebnis ist eine naturschutzfachlich geeignete Lösung. Gemäß 

Grünordnungsplan werden für die Stellplätze westlich Geb. 2 keine Bäume 

zurückgenommen – vgl. Konflikt anlH2 (Totholzbeseitigung) –hier wird 

Maßnahme V10f beigestellt. Eine Erweiterung von Parkhaus A hätte eine 

Inanspruchnahme von waldähnlichen Flächen zur Folge. Dies kann nicht Absicht 

des Naturschutzes sein. Daher wurden für ebenerdige Stellplätze überwiegend 

Flächen geringer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz geplant. Eine 

zeitliche Abfolge zur Realisierung von Stellplätzen ist nicht vorhersehbar. Je nach 

Baufortschritt werden Einzelmaßnahme aufgegriffen.  Bezüglich anderweitig in 

Betracht kommender Planungsmöglichkeiten sind die Darstellungen im 

Umweltbericht und dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag im Zusammen-

hang zu lesen. Mit den Variantenuntersuchungen wurden nahezu alle 

Möglichkeiten aufgegriffen die im Rahmen des Plangebietes umgesetzt werden 

können. Sie wurden mit den Inhalten des Grünordnungsplanes abgewogen. 

Anderweitige „Möglichkeiten“ ergeben sich derzeit nicht. 

Zu 4) 
Der Ausgleich von Holzboden erfolgt nach Anforderung des Forstamtes. 

Hinsichtlich der Eingriffsregelung ist die Einstufung als §34er-Gebiet zu 

beachten. Die Ökologische Baubegleitung wird im Städtebaulichen Vertrag 

verbindlich geregelt. lässt in Übersichten erkennen welche Maßnahmen den 

jeweiligen Konflikten beigestellt werden. Hinsichtlich der Wirkungen auf Schloß 

Morsbroich wird auf Kap. 2.3.4 des Umweltberichtes verwiesen. Das 

Verwaltungshochhaus wird in seiner Bestandshöhe nicht verändert. 

zu 5): 
In der Lärmuntersuchung wurden die Einwirkungen auf das Plangebiet 
(Verkehrslärm) und die Auswirkungen der Planung auf die umliegenden 
schützenswerten Nutzungen untersucht. Der interne Lärmschutz bezüglich des 
Anlagenlärms gemäß der TA Lärm (Schutz der Bettenhäuser vor z. B. 
Immissionen durch technische Einrichtungen, Parkierungsanlagen usw.) ist durch 
das Klinikum sicherzustellen In der Berechnung der Auswirkungen der Planung 
auf die nächstgelegene Wohnbebauung am Dhünnberg / Sauerbruchstraße 
wurden sowohl die Parkhäuser als auch der durch das Klinikum verursachte 
Verkehr nach TA Lärm berücksichtigt. 

zu 6): 
Bei Bauvorhaben mit Bodeneingriffen werden im Rahmen der entsprechenden 
Baugenehmigungsverfahren zur Erkundung und Bewertung schädlicher 
Bodenveränderungen weitere Untersuchungen eingefordert. Das Vorgehen 
entspricht den Maßgaben  des Fachbereichs Umwelt. 
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zu 7): 
Gemäß § 16 Landschaftsgesetz NRW erstreckt sich der Geltungsbereich des 
Landschaftsplans auf den baulichen Außenbereich im Sinne des Bauplanungs-
rechts. Gebiete im Innenbereich werden somit generell nicht vom Landschaftsplan 
erfasst.  

zu 8):
Aufgrund des GOP ist mit eindeutiger Gewissheit erkennbar, dass die 
Grünstrukturen des Klinikums dauerhaft gesichert werden. Die Unterbringung 
einer Tiefgarage ist Teil der Planung (vgl. Planung an Pos. 1.F). Ein Ausbau der 
Nordumfahrung ist nicht Teil der Planung. 

zu 9): 
Grobe und eingehende methodische Mängel und erhebliche Abwägungsfehler 
sind nicht erkennbar. In einer detaillierten und strukturierten fachlichen 
Auseinandersetzung wurden die umweltrelevanten Konflikte während des 
Planungsprozesses analysiert und vermeidbare Vorhaben zurückgewiesen. Nicht 
vermeidbaren Bestandteilen der Aus- und Umbauplanung von Hochbau und 
Verkehrsanlagen wurden umfassende Maßnahmen gegenübergestellt. Die 
Abwägung erfolgte in einem fachlich fundierten Rahmen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
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II/B  Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger  
 öffentlicher Belange 
 
B 1 NABU, BUND, LNU vom 11.06.2015 
 

 

1.) 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
zu 1): 
Da das Plangebiet als Innenbereich entsprechend § 34 BauGB gilt, findet die 
Eingriffsregelung keine Anwendung. Für die Festsetzungen von naturschutzrecht-
lichen Ausgleichsmaßnahmen für künftige Baumaßnahmen gibt es somit keine 
Rechtsgrundlage. Dennoch wurden Grünfestsetzungen im Bebauungsplan aus 
stadtgestalterischen (z. B. Erhalt von zusammenhängenden Grünflächen) wie 
auch aus Artenschutzgründen (z. B. Erhalt von Brutstätten und Nahrungsquartie-
ren) getroffen. 
 
Im Rahmen des Grünordnungsplanes (GOP) als Landschaftspflegerischer 
Fachbeitrag, der den Rahmen für die künftige Freiraumgestaltung des 
Gesundheitsparks bildet und Anlage zum Bebauungsplan wird, wurden 
differenzierte Maßnahmen ausgearbeitet, die bei der weiteren Gestaltung des 
Klinikareals zu berücksichtigen sind und die zum Teil Inhalt eines städtebaulichen 
Vertrages zwischen dem Klinikum und der Stadt werden. 
 
Umfang und Inhalt des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages sowie die daraus 
abgeleiteten Festsetzungen im Bebauungsplan wurden mit der Unteren 
Landschaftsbehörde (ULB) bei der Stadt Leverkusen abgestimmt. Die 
vorliegenden Festsetzungen gehen bereits über das Maß dessen hinaus, was 
rechtlich erforderlich ist. Die durch den Einwender vorgeschlagenen Änderungen 
der textlichen Festsetzungen werden daher nicht übernommen. Die Maßnahmen 
werden aus der Konfliktsituation abgeleitet. Artenschutzmaßnahmen werden 
zudem von der Abwägung nicht berührt. Damit verbindet sich jedoch, dass 
Artenschutzmaßnahmen nicht über das Ausgleichserfordernis hinausgehen 
dürfen, insbesondere dann nicht, wenn hierdurch Konflikte mit anderen 
Planungszielen ausgelöst werden. In vorliegendem Fall (Baumpark) werden ca. 
1.000 m² Baumpark von einem Parkplatz wasserdurchlässig unterbaut. Die 
Bäume bleiben erhalten, doch wird die tierökologische Funktion durch den Entfall 
von Totholz beeinträchtigt. Daher werden im Gegenzug 1.000 m² Baumpark für 
die Totholzentwicklung in einer für die Verkehrssicherungspflicht vertretbaren 
Weise gesichert. Die Art der Pflege wurde in vorliegendem Fall nicht näher 
spezifiziert, doch ist das Entwicklungsziel definiert. Gras-/ Kräutermischungen in 
Siedlungsflächen unterliegen vielfältigen Anforderungen und weichen von 
extensiven Wiesen der freien Landschaft ab. So können ungewollte 
Massenblühaspekte zu starken Pollenemissionen führen, welche die Filteranlagen 
des Klinikums beeinträchtigen. Daher sind hier Restriktionen in der Pflege zu 
vermeiden, um eine angepasste Pflege zu ermöglichen. Mischung Nr. 08 ist leider 
nicht geeignet (Schattlage – daher hier Verwendung von Nr. 09 Schattsaum). Die 
Anlage eines Kleingewässers ist eingeplant. Eine verpflichtende Mindestausstat-
tung lässt sich jedoch aus dem Bestand nicht ableiten (aktuell kein Kleingewässer 
im Parkwald vorhanden). Damit geht die Festsetzung über das tatsächliche 
Erfordernis hinaus und kann nur aus der Funktion als „Trittstein“ abgeleitet 
werden. 
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zu 2): 
Dachbegrünungen sind verbindlicher Bestandteil der Grünordnungsplanung. Auf 
Neubauten, z. B. von Parkhäusern, wird verzichtet. Vielmehr werden 
Aufstockungen, sowie Aus- und Umbauten geplant, die jedoch für Fassadenbe-
grünung keine geeigneten Wandflächen bieten. Zudem sind Anforderungen der 
Patienten zu berücksichtigen. Die Verwendung von Fotovoltaik ist wünschens-
wert, jedoch besteht keine gesetzliche Handhabe, den Betreiber des Klinikums 
hierzu zu verpflichten. Weichenstellungen diesbezüglich erfolgen durch die Politik. 
 
zu 3): 
Zusätzlicher Verkehr entsteht durch Nutzungsintensivierung auf dem 
Klinikgelände. Die Widmung der Straße „Am Gesundheitspark“ ist hier ohne 
Bedeutung. Die Forderungen nach einer baulichen Trennung zwischen Straße 
und FFH-Lebensraum wurde im Gründordnungsplan (GOP) konsequent 
umgesetzt und planungsrechtlich gesichert. Auf die Durchlässigkeit für Amphibien 
und Kleinsäuger wurde geachtet, wenngleich weitergehende Leiteinrichtungen 
oder Querungshilfen sich aufgrund der Bestandssituation rechtlich verbindlich 
nicht ableiten lassen.  
 
zu 4): 
Dem Problem „Abnahme der Habitateignung durch Lichtwirkung“ wurden 
umfängliche und vollständige Maßnahmen zur Seite gestellt, die über einen 
Städtebaulichen Vertrag Verbindlichkeit erlangen. Dabei können rechtlich bindend 
nur zusätzliche, also über den Bestand hinausgehende Lichtwirkungen mit 
Maßnahmen belegt werden.  
 
zu 5): 
Eine verbindliche Regelung zu Nisthilfen für Allerweltsarten bzw. nicht 
planungsrelevante Arten mit landesweit günstigem Erhaltungszustand ist leider 
nicht möglich. Es sei darauf verwiesen, dass das Klinikum bereits seit längerem 
auf freiwilliger Basis einen Bestand an künstlichen Nisthilfen unterhält. Auf 
freiwilliger Basis ist auch eine Erhöhung der Nisthilfen möglich. Problematisch ist 
nach wie vor eine geeignete Wartung. Daher ist das Klinikum für ehrenamtliche 
Mithilfe dankbar. 
 
zu 6): 
Im Grünordnungsplan (GOP) als Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, der den 
Rahmen für die künftige Freiraumgestaltung des Gesundheitsparks bildet, wurden 
differenzierte Maßnahmen ausgearbeitet, die bei der weiteren Gestaltung des 
Klinikareals zu berücksichtigen sind. Der Landschaftspflegerische Fachbeitrag 
wird Anlage zum Bebauungsplan. Zur Umsetzung der aus Sicht der 
Landschaftsplanung erforderlichen Maßnahmen wird vor Satzungsbeschluss 
zusätzlich ein städtebaulicher Vertrag zwischen der Stadt und dem Klinikum 
Leverkusen abgeschlossen.  
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zu 7): 
Die Problematik zunehmender Versiegelung wurde im Planungsprozess 
berücksichtigt. Daher erfolgt die Inanspruchnahme für ebenerdige PKW-
Stellplätze überwiegend auf Flächen mit geringer Eignung für den Arten- und 
Biotopschutz. Da Neubauten auf absehbare Zeit nicht geplant sind, können auch 
keine Tiefgaragen realisiert werden. Dennoch ist in Pos. 1.F (Nähe Haupteingang) 
eine Tiefgarage optional eingeplant, die mit Neubau von 1.F und Abbruch des 
Bestandes realisiert werden könnte (vgl. GOP). 
 
zu 8): 
Ein Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung ist innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB) rechtlich nicht vorgesehen. Dennoch wurde 
durch umfangreiche Maßnahmen der Grünentwicklung eine Aufwertung der 
Flächen geplant. Die Anlage 3 in Teil 4 des Landschaftspflegerischen 
Fachbeitrages stellt Konflikt und Maßnahmen gegenüber und prognostiziert, in 
welchem Umfang ein vollständiger Ausgleich zu erwarten ist. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
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B 2 Polizei NRW Köln vom 11.06.2015 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Da es im Plangebiet keine Wohngebäude gibt und die Grundstücke im 
Geltungsbereich sich im Wesentlichen im Besitz zweier städtischer Gesellschaf-
ten (Klinikum Leverkusen gGmbH und Klinikum Leverkusen Service GmbH) 
befinden, soll kein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Die 
Stellungnahme wird den beiden Gesellschaften zur Kenntnis gegeben. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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B 2 Bundesnetzagentur vom 30.04.2015 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird an den Bauherren weitergeleitet, so dass sich dieser im 
Rahmen der Baugenehmigungsplanungen mit den jeweiligen Richtfunkbetreibern 
in Verbindung setzen kann. Eine Regelung im Bebauungsplan ist nicht 
erforderlich, da das Vorhandensein von Richtfunkstrecken kein Ausschlusskriteri-
um für das Errichten hoher Gebäude ist. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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